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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/7757 — 


Einsatz von Sachverständigen und Übersetzern 
durch Zoli und Sicherheitsbehörden 


Vorliegende Einzelfall-Berichte weisen darauf hin, daß Sicherheitsbe- 
hörden auch bei brisanten Ermittlungsmaßnahmen wie etwa der Tele- 
fonüberwachung gemäß §§ 100 aff. Strafprozeßordnung sowie deren 
Auswertung, durch welche grundrechtlich geschützte personenbezoge- 
nen Informationen verarbeitet werden, gelegentlich zweifelhafte Sach- 
verständige und Übersetzer einsetzen: nämlich nicht nur amtlich 
bestelltes und vereidigtes, zur Verschwiegenheit förmlich verpflichtetes 
Personal, sondern z. B. auch V-Leute. 

Daher ist die diesbezügliche Praxis der einschlägig tätigen Bundes- 
behörden [d. h. Bundeskriminalamt (BKA), Bundesgrenzschutz (BGS), 
Generalbundesanwalt (GBA), Zoll, Bundesamt für Verfassungsschutz, 
Militärischer Abschirmdienst, Bundesnachrichtendienst] sowie - nach 
Kenntnis der Bundesregierung - die der entsprechenden Landesbehör- 
den allgemein von Interesse. Die nachfolgenden Fragen beziehen sich 
jeweils auf die vorgenannten Behörden; bei der Beantwortung soll 
jeweils nach der Beteiligung der einzelnen Stellen differenziert werden. 


Vorbemerkung 

„Zweifelhafte" Sachverständige und Übersetzer werden von 
Sicherheitsbehörden und Zoll nicht eingesetzt. 


1. In welchem Umfang wurden in den vergangenen fünf Jahren durch 
Sicherheitsbehörden und den Zoll außerhalb des eigenen Personals 
jeweils Personen als Sachverständige oder Dolmetscher/Übersetzer 
beschäftigt, die nicht amtlich bestellt, vereidigt und zur Verschwie- 
genheit förmlich verpflichtet waren? 

Wie vielen der beschäftigten Personen fehlte wenigstens eine dieser 
Eigenschaften? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 11, Juli 
1994 übermittelt. 
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2. In wie vielen Fällen wurden den betreffenden Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen dabei für ihre Tätigkeit amtlich erhobene, vertrau- 
liche Informationen über Bürgerinnen und Bürger zur Verfügung 
gestellt 

a) insgesamt, 

b) aus Telefonüberwachungen gemäß §§ 100 aff. StPO, 

c) aus Maßnahmen nach dem Gesetz zur Bekämpfung des illegalen 
Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organi- 
sierten Kriminalität (OrgKG), nämlich 

aa) Rasterfahndung (§§ 98 a bis 98 c StPO), 

bb) Observation mit technischen Mitteln, Foto- und Bildauf- 
zeichnungen (§ 100 c Abs. 1 Nr. 1 StPO), 

cc) Aufzeichnen des nichtöffentlich gesprochenen Worts 
(§ 100 c Abs. 1 Nr. 2 StPO), 

dd) polizeiliche Beobachtung (§ 163 e StPO), 
ee) Einsatz verdeckter Ermittler (§ 110 a StPO), 

d) aus Durchsuchungen und Beschlagnahmen gemäß §§94 bis 100, 
102 bis Hin StPO, 

e) aus Maßnahmen zur Überwachung des Brief- und Fernmelde- 
geheimnisses nach dem Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz, 

f) aus sonstigen Datenerhebungen der einzelnen Geheimdienste 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln, insbesondere aus Privat- 
wohnungen, 

g) aus besonderen Mitteln der Datenerhebung nach den modernen 
Länderpolizei-Gesetzen, 

h) aus Datenerhebung bzw. -Verarbeitung durch BKA, BGS und 
GBA, 

i) aus Überwachung des Fernmeldeverkehrs gemäß §§ 37, 39 
Außenwirtschaftsgesetz durch den Zoll, 

j) über Berufsgeheimnisträger gemäß §§ 53, 53 a StPO sowie deren 
Klienten? 

3. In wie vielen Fällen handelte es sich bei den beschäftigten Personen 
um solche, die außer als Sachverständige oder Übersetzer auch sonst 
für diese oder andere Sicherheitsbehörden mindestens einmal tätig 
waren, etwa als sogenannte V-Leute? 

4. Welche Maßnahmen wurden in den betreffenden Fällen jeweils 
ergriffen, um das informationelle Selbstbestimmungsrecht der 
Betroffenen, deren Daten preisgegeben wurden, zu wahren und eine 
Geheimhaltung durch die beschäftigten Personen sicherzustellen? 


a) Bundeskriminalamt (BKA): 

Beim Bundeskriminalamt werden neben Behördenangehöri- 
gen grundsätzlich nur vereidigte Sprachmittler für Überset- 
zungs- und Dolmetschertätigkeiten eingesetzt. Muß das Bun- 
deskriminalamt im Ausnahmefall auf freie Sprachmittler zu- 
rückgreifen, da keine geeigneten vereidigten Übersetzer/Dol- 
metscher zur Verfügung stehen, werden diese zunächst einer 
Überprüfung unterzogen. Eine Beauftragung erfolgt nur, wenn 
die Überprüfung ohne Beanstandung verlief. Alle Sprach- 
mittler müssen sich nach entsprechender Belehrung schriftlich 
zur Verschwiegenheit verpflichten. Nach Möglichkeit wird der 
Personenkreis der freien Sprachmittler nicht mit der Überset- 
zung von VS -eingestuften Gesprächen oder Texten beauftragt. 
Wird in Eilfällen bei Ermittlungstätigkeiten vor Ort ein Dolmet- 
scher benötigt, greift das Bundeskriminalamt auf Sprachmittler 
zurück, die ihm von den örtlichen Polizeibehörden vermittelt 
werden. Diese Sprachmittler haben den gleichen Anforderun- 
gen wie die vom Bundeskriminal amt selbst ausgesuchten 
Sprachmittler zu genügen, wobei die notwendigen Überprü- 
fungen in den Verantwortungsbereich der örtlichen Poli- 
zeibehörden fallen. Gleiche Kriterien gelten für die Einschal- 
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tung externer Sachverständiger. Weder über den Umfang der 
Inanspruchnahme freier Übersetzer/Dolmetscher oder Sach- 
verständiger noch über das Fehlen einzelner in der Fragestel- 
lung aufgeführter Eigenschaften wurden beim BKA in den 
vergangenen fünf Jahren Statistiken geführt. 

Das Bundeskriminalamt lehnt es prinzipiell ab, die in Aus- 
nahmefällen engagierten freien Übersetzer/Dolmetscher auch 
als V-Personen einzusetzen. Inwieweit die vom Bundeskrimi- 
nalamt beauftragten freien Übersetzer/Dolmetscher nachträg- 
lich für andere Sicherheitsbehörden tätig geworden sind, kann 
vom BKA aus nicht beurteilt werden. 

b) Bundesgrenzschutz (BGS): 

Für den Bereich des Bundesgrenzschutzes wurden keine 
besonderen Anschreibungen über die Häufigkeit des Dolmet- 
schereinsatzes geführt. Grundsätzlich wurden in den vergan- 
genen fünf Jahren nur amtlich bestellte bzw. vereidigte oder 
verpflichtete Personen als Dolmetscher/Übersetzer oder Sach- 
verständige eingesetzt. In Einzelfällen wurde bei notwendigen 
Sofortmaßnahmen auch auf sonstiges als vertrauenswürdig be- 
kanntes Personal zurückgegriffen. Dabei erfolgte immer eine 
ausführliche Belehrung über die Verschwiegenheitspflicht. 
Über die zwangsläufig bei der Tätigkeit als Übersetzer/Dolmet- 
scher anfallenden Erkenntnisse hinaus wurden keinerlei Infor- 
mationen an diesen Personenkreis weitergegeben. 

Ob die beim BGS eingesetzten Personen auch für andere 
Behörden als Übersetzer/Dolmetscher tätig sind/waren, kann 
nicht abschließend beurteilt werden. Soweit diese Personen in 
amtlichen Dolmetscherlisten erfaßt sind, ist jedoch davon aus- 
zugehen. Keine der Personen wurde durch den BGS als V-Per- 
son eingesetzt. 

c) Generalbundesanwalt (GBA): 

Die Auswahl der Sachverständigen durch den Generalbundes- 
anwalt erfolgt nach § 161 a Abs. 1 Satz 2 i. V. mit § 73 der Straf- 
prozeßordnung (StPO). Die einschlägigen gesetzlichen Vor- 
schriften stellen eine vertrauliche Behandlung von Personen- 
daten sicher. Im übrigen ist eine Beantwortung der Fragen in 
bezug auf den Generalbundesanwalt nicht möglich, da ent- 
sprechende Erhebungen nicht vorliegen und nur mit außer- 
gewöhnlichem Aufwand durchführbar wären. 

d) Zollkriminalamt (ZKA): 

Bei Überwachungsmaßnahmen gemäß § 39 Außenwirtschafts- 
gesetz (AWG) wurden insgesamt acht Personen als Dolmet- 
scher/Übersetzer eingesetzt, von denen sechs allgemein ver- 
eidigt waren. Alle Personen wurden nach dem Verpflichtungs- 
gesetz förmlich verpflichtet. Als Sachverständige wurden aus- 
schließlich Angehörige anderer Dienststellen wie z. B. dem 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung oder entspre- 
chend sicherheitsüberprüfte Personen eingesetzt. Die einge- 
setzten Personen waren ausschließlich als Sachverständige 
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oder Übersetzer für das Zollkriminalamt tätig. In keinem Fall 
wurden sie z. B. als V-Leute eingesetzt. 

Die Übersetzungen wurden in jedem Fall in der Dienststelle 
gefertigt, so daß keinerlei Informationen aus dem Zugriffsbe- 
reich des Zollkriminalamts gelangen konnten. Weiter wurde 
durch die förmliche Verpflichtung der eingesetzten Personen 
die absolute Vertraulichkeit der zugänglich gemachten Daten 
nochmals verdeutlicht. 

Durch die Ermittlungsgruppe des Zollkriminalamts wurden in 
den letzten fünf Jahren keine Personen als Dolmetscher/Über- 
setzer oder Sachverständige eingesetzt, denen die geforderten 
Voraussetzungen fehlten. 

e) Zollfahndungsdienst: 

Dolmetscher/Übersetzer werden vom Zollfahndungsdienst bei 
Vernehmungen von Beschuldigten und Zeugen, die der deut- 
schen Sprache nicht mächtig sind, sowie bei Übersetzungen 
von Schriftstücken benötigt und eingesetzt (§ 185 Abs. 1 GVG). 

Im Zollfahndungsdienst werden grundsätzlich amtlich bestellte 
Sachverständige und vereidigte Dolmetscher/Übersetzer ein- 
gesetzt. In den neuen Bundesländern stand eine ausreichende 
Zahl an vereidigten Dolmetschern/Übersetzern gerade in der 
Zeit nach der Wiedervereinigung in der Regel nicht zur Ver- 
fügung. In ca. 250 Fällen wurden Personen als Übersetzer ein- 
gesetzt, die nicht amtlich vereidigt waren. In mindestens 120 
Fällen wurden die Personen amtlich verpflichtet. Da keine 
Anschreibungen über den Einsatz von Dolmetschern/Überset- 
zern und Sachverständigen geführt werden, kann es sich bei 
den genannten Zahlen lediglich um Annäherungswerte han- 
deln. 

Es wurde entweder durch mündliche oder förmliche schriftliche 
Verpflichtung sichergestellt, daß die als Dolmetscher/Überset- 
zer eingesetzten Personen über die Folgen einer Verletzung 
der Vertraulichkeit belehrt wurden. Außerdem wurde in allen 
Fällen durch die Zollfahndungsämter durch sorgfältige Aus- 
wahl der als Dolmetscher/Übersetzer eingesetzten Personen 
gewährleistet, daß vertrauenswürdige Personen mit diesen 
Aufgaben betraut wurden. Den eingesetzten Dolmetschern/ 
Übersetzern und Sachverständigen wurden keine vertrau- 
lichen Informationen zugängig gemacht. 

In keinem Fall handelte es sich bei den beschäftigten Personen 
um solche, die außer als Sachverständige oder Übersetzer auch 
sonst für den Zollfahndungsdienst tätig waren, etwa als soge- 
nannte V-Leute. 

f) Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV): 

Im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgabenerfüllung setzt das 
Bundesamt für Verfassungsschutz im Einzelfall zu Überset- 
zungszwecken Personen ein, die nicht in einem Dienstverhält- 
nis zu einer öffentlichen Stelle stehen. Insbesondere im Bereich 
des Ausländerextremismus muß gelegentlich auf solche Perso- 
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nen zurückgegriffen werden. Dies erklärt sich aus dem hohen 
Aufkommen an fremdsprachigem Material, dessen (zeitnahe) 
Übersetzung mit eigenem Personal nicht immer gewährleistet 
werden kann. In jedem Fall handelt es sich aber bei derartigen 
Übersetzern um Personen, die förmlich zur Verschwiegenheit 
verpflichtet worden sind. Der Einsatz dieser Personen erfolgt 
auf der Grundlage des Bundesverfassungsschutzgesetzes. 

g) Militärischer Abschirmdienst (MAD): 

Der Einsatz von Sachverständigen und Übersetzern im Sinne 
der Vorbemerkung und der Fragen 1 bis 4 wird vom MAD nicht 
praktiziert. 

Der MAD nimmt, soweit erforderlich, die Dienste des Bundes- 
sprachenamtes in Anspruch. 

h) Bundesnachrichtendienst (BND): 

Die Verwendung von Sprachmittlern außerhalb des eigenen 
Personals erfolgt beim BND im Rahmen des Einsatzes nachrich- 
tendienstlicher Mittel für die Informationsgewinnung; darüber 
kann die Bundesregierung nicht öffentlich Auskunft geben, 
sondern nur die für die Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätig- 
keit zuständigen Gremien des Deutschen Bundestages unter- 
richten. 

i) Landesbehörden; 

Über den Einsatz von Sachverständigen und Übersetzern durch 
Landesbehörden hat die Bundesregierung keine Kenntnis. 


5. a) Ist es nach Auffassung der Bundesregierung den betreffenden 
Behörden freigestellt, wen sie als Sachverständigen oder Über- 
setzer einsetzen? 

b) Kann dies jedermann sein, von dem die Behörden den Eindruck 
haben, er könne über die erforderliche Qualifikation verfügen? 

c) Müssen nach Auffassung auch der Bundesregierung nicht in 
Bereichen, in denen es amtlich bestellte und vereidigte Sachver- 
ständige bzw. Übersetzer gibt, ausschließlich oder primär solche 
verwendet werden? 


Es wird auf die Antworten zu den Fragen 1 bis 4 verwiesen. In 
Ergänzung dazu ist folgendes festzuhalten: Daß von den Zoll- und 
Sicherheitsbehörden möglichst auf amtlich bestelltes, vereidigtes 
bzw. förmlich verpflichtetes Personal zurückgegriffen wird, ist 
selbstverständlich und ständige Praxis. Grundsätzlich muß es den 
Behörden aber freigestellt bleiben, wer als Dolmetscher/Überset- 
zer und Sachverständiger eingesetzt wird. Aus praktischen Er- 
wägungen muß es beispielsweise dem Bundesgrenzschutz mög- 
lich bleiben, auf andere Personen zurückzugreifen; gerade in 
abgelegenen Regionen könnte der Rückgriff auf ausschließlich 
vereidigtes Personal aus dem nächsten Ballungsraum zu unzu- 
mutbaren Härten (Fortdauer der Freiheitsentziehung etc.) für 
Betroffene führen. 
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Im Bereich des Generalbundesanwaltes und der Staatsanwalt- 
schaften der Länder gilt nach § 161 a Abs. 1 Satz 2 StPO i. V. mit 
§ 73 StPO für den Einsatz von Sachverständigen und Übersetzern 
staatsanwaltschaftliches Ermessen. Dabei ist zunächst § 73 Abs. 2 
StPO zu beachten, wonach öffentlich bestellte Sachverständige 
gewählt werden sollen, soweit diese für das in Frage stehende 
Gutachten verfügbar sind und nicht besondere Umstände die Be- 
auftragung anderer Personen erforderlich machen. Wie der Rich- 
ter hat der Staatsanwalt bei der Auswahl darauf zu achten, daß 
der Sachverständige fachlich und persönlich geeignet ist und die 
von ihm vertretene Lehre sowie die von ihm angewandten Metho- 
den in Fachkreisen allgemein anerkannt sind. Auch muß mit der 
Erstattung des Gutachtens durch den Sachverständigen in ange- 
messener Zeit zu rechnen sein (vgl. auch Dahs, in: Löwe/Rosen- 
berg, StPO-Kommentar, 24. Aufl., 1988, § 73 Rz. 18). Daneben 
haben auch die Staatsanwaltschaften des Bundes und der Länder 
die Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren zu beachten 
(RiStBV). Diese sehen u. a. vor, daß der Staatsanwalt während des 
Ermittlungsverfahrens dem Verteidiger Gelegenheit gibt, vor 
Auswahl eines Sachverständigen Stellung zu nehmen, es sei 
denn, daß Gegenstand der Untersuchung ein häufig wiederkeh- 
render, tatsächlich gleichartiger Sachverhalt (z. B. Blutalkoholgut- 
achten) ist oder eine Gefährdung des Untersuchungszwecks (vgl. 
§ 147 Abs. 2 StPO) oder eine Verzögerung des Verfahrens zu 
besorgen ist (Nr, 70 Abs. 1 RiStBV), Ist dem Staatsanwalt kein 
geeigneter Sachverständiger bekannt, so ersucht er die Berufsor- 
ganisation oder die Behörde um Vorschläge, in deren Geschäfts- 
bereich die zu begutachtende Frage fällt (Nr. 70 Abs. 2 RiStBV). 

Dolmetscher sind zwar keine „Sachverständigen“ im Sinne des 
Strafverfahrensrechts. Dennoch gelten für ihre Auswahl dieselben 
Grundsätze. 


6. a) Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung einen aus dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht bzw. aus dem informationellen 
Selbstbestimmungsrecht abzuleitenden Auskunftsanspruch des 
Betroffenen, über die Einschaltung externer Dritter in ihn bzw. 
sie betreffende Ermittlungsmaßnahmen als Sachverständige, 
Gutachter, Übersetzer o. ä. auf Verlangen informiert zu werden? 

b) Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß sich gege- 
benenfalls ein solcher Auskunftsanspruch grundsätzlich - von 
begründeten Ausnahmen abgesehen - auch auf die Identität des 
beigezogenen Dritten bezieht? 


Ein Auskunftsanspruch des Betroffenen über die Einschaltung 
externer Dritter als Sachverständige, Gutachter oder Übersetzer 
aus dem Grundrecht auf informationeile Selbstbestimmung be- 
steht nach Ansicht der Bundesregierung nicht. Aus dem Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 i.V. mit Arti- 
kel 1 Abs. 1 GG) im Einzelfall ableitbare Auskunftspflichten 
(BVerfGE 65, 1, 46) sind verfahrensrechtliche Schutzvorkehrun- 
gen dieses Rechts. Es kann dahinstehen, ob das Recht auf infor- 
mationeile Selbstbestimmung durch die Einschaltung eines „Ver- 
waltungshelfers“ überhaupt berührt wird, denn - selbst wenn dies 
zu bejahen wäre - wäre das Recht in zureichender Weise im über- 
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wiegenden Allgemeininteresse gesetzlich eingeschränkt. Die 
Kenntnis der Identität eines Dritten wird verfassungsrechtlich 
nicht gewährleistet; sie ist auch vom Rechtsschutz her nicht gefor- 
dert. 

Auf einfachgesetzlicher Ebene wird der Einsatz von Sachverstän- 
digen und Dolmetschern/Übersetzern beim Umgang mit perso- 
nenbezogenen Daten durch eine öffentliche Stelle mitabgedeckt 
von der diese Stelle ermächtigenden Erlaubnisnorm. Dies ist im 
allgemeinen § 13 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) für die 
Erhebung und § 14 BDSG für die interne Nutzung durch die 
speichernde Stelle. Bereichsspezifische Regelungen, wie diejeni- 
gen der StPO oder des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
(BVerfSchG), gehen den Bestimmungen des BDSG wegen dessen 
Subsidiarität (§ 1 Abs. 4 BDSG) vor. 

Der Auskunftsanspruch richtet sich ebenfalls nach dem jeweils 
anzuwendenden Gesetz (§ 147 StPO, § 15 BVerfSchG, § 19 
BDSG). Letzteres gewährt dem Betroffenen einen Anspruch auf 
Auskunft über . die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch 
soweit sie sich auf Herkunft oder Empfänger dieser Daten be- 
ziehen... (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG). Ein Anspruch auf 
Mitteilung von Informationen über Personen, die innerhalb der 
speichernden Stelle Zu- und Umgang bezüglich der Daten des 
Betroffenen haben, ist hieraus nicht abzuleiten. 

Für den Bereich des Strafverfahrens ist regelmäßig aufgrund des 
Akteneinsichtsrechts des Verteidigers nach § 147 StPO gewährlei- 
stet, daß der Betroffene sich auch über das Tätigwerden des 
Sachverständigen, Dolmetschers oder Übersetzers unterrichten 
kann. Daneben tritt in besonderen Fällen die Gewährung recht- 
lichen Gehörs im Ermittlungsverfahren vor der Bestellung des 
Sachverständigen durch den Staatsanwalt nach Nummer 70 
Abs. 1 RiStBV. 


7. Wie gedenkt die Bundesregierung, die unter Nummer 5 b sowie 
Nummer 6 erfragten Anforderungen für ihren Zuständigkeitsbereich 
künftig sicherzustellen? 


Aus Sicht der Bundesregierung besteht kein Handlungsbedarf. 
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